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RolfSeIhe *1 
Die Satzungsautonomie in Bezug auf die Liquidation einer AG 
Die Reichtweite der Satzungsautonomie bei der Liquidation einer 
AG erschließt sich aus dem Gesetz nur schwer. Der Ve1asser geht 
deshalb der Frage nach, welche Salzungsregelungm zulässig und 
empji""amtJl'rl >[nd. 
I. Einfuhrung 
Die Liquidation einer Aktiengesellschaft ist in den §§264 bis 
274 AktG geregelt. Auch wenn einige Vorschriften eine aus­
drückliche Satzungsregelung zulassen, erschliel~t sich der Um­
fang der Satzungsautonomie in Bezug auf die Liquidation nur 
schwer, weshalb zahlreiche Fragen umstritten oder gar offen 
sind. Wegen dieser Rechtsunsicherheit und dem bei Grün­
dung der Gesellschaft oft fehlenden Weitblick auf das Ende 
der Gesellschaft sind Satzungsregelungen in Bezug auf die Ab­
wicklung selten. l ) Da die Kautelarjurisprudenz auch für den 
Fall der Liquidation Vorsorge treffen sollte, der insoweit be­
stehende Spielraum jedoch vielfach unbekannt ist, soll der fol­
gende Beitrag dazu dienen, die Satzungsautonomie bei der Li­
quidation aufZuzeigen. Dabei wird zunächst auf die AG, an 
späterer Stelle auch auf die KGaA eingegangen.2) Die Gründe 
fUr die Auflösung der Gesellschaft}) und der genaue Ablauf 
der Liquidation werden dabei als bekannt vorausgesetzt.4) 
H. 	 Die Satzungsautonomie bei der liqui­
dation einer AG 
1. Überblick 
Satzungsregeluogen für die Liquidation können bereits 111 der 
ursprünglichen Satzung enthalten sein oder nachträglich im 
Wege der Satzungsänderung in die Satzung aufgenommen 
werden. Eine Satzungsänderung kann auch noch im Stadium 
der Liquidation vorgenommen werden. Möglich sind auch ad 
hoc-Beschlüsse der Hauptversammlung zu Einzelheiten der 
Liquidation. Auf das Verhältnis von Satzung und ad hoc-Re­
gelung wird im Folgenden jeweils gesondert eingegangen. 
Welcher Umfang an Satzungsautonomie in Bezug auf die Li­
quidation einer AG besteht, ergibt sich aus §23 Abs.5 AktG. 
Er bestimmt, dass das Aktienrecht grundsätzlich 'zwirtgend ist. 
Nur soweit die entsprechenden Bestimmungen, das heißt die 
§§264 ff AktG, ausdrücklich eine Satzungsbestimmung zur 
Änderung der gesetzlichen Vorgaben erlauben, ist Raum fUr 
Satzungsregelungen. Ergänzungen der gesetzlichen Regelung 
sind zulässig, soweit die Vorschriften nicht abschließend sind. 
Das Gesetz sieht damit ein Regel-I Ausnahmeverhältnis vor. 
Wendet man dieses auf die §§ 264 tr AktG an, zeigt sich, dass 
die meisten Bestimmungen zwingendes Recht darstellen,5) da 
sie dem Schutz der Gesellschafisgläubiger und Aktionäre die­
nen. Zwingend sind §266 AktG (Anmeldung der Abwickler), 
§267 AktG (Gläubigeraufiuf),6) §270 AktG (Eröffimngsbilanz, 
Jahresabschluss und Lagebericht),7) § 272 AktG (Gläubiger­
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Eine ausdrückliche Öffuung für Satzungsregelungen enthalten 

dagt'gt'1l §265 Abs.2 Satz I und §269 Abs.2 Satz l, Abs.3 

und §274 Abs.1 Satz 3 AktG. Darüber hinaus ist anerkannt, 

dass Ergänzungen in Bezug auf das Verteilungsverfahren zu­

lässig sind, da §§268, 271 AktG nicht abschließend sind; diese 

im Aktienrecht ausnahmsweise gewährte Freiheit findet ihre 

Rechtfertigung darin, dass im Verteilungsverfahren nicht mehr 

der Aspekt der Gläubigerbefriedigung, sondern das Innenver­

hältnis der Gesellschafter im Vordergrund steht. 

Die im Folgenden gewählte Darstellungsweise orientiert sich 

an dem aufgezeigten Regel-/Ausnahmeverhältnis von §23 

Abs. 5 AktG und greifi nur die Bereiche auf, in denen Sat­

zungsregelungen zulässig sind. Ihre Voraussetzungen werden 

im Einzelnen dargelegt. 

2. Die Bestellung der Abwickler. 

Zu Beginn der Abwicklung werden die Abwickler bestellt 

(§265 AktG}.9) Nach §265 Abs.l AktG sind die Mitglieder des 

Vorstands Abwickler. Die Satzung kann anstelIe W1 oder zu­

sätzlich zum Vorstand andere Personen als Abwickler benen­

nen. Es bedarf keines gesonderten Bestellungsaktes mehr; viel­

mehr werden die Benannten mit Eintritt des Liquidationssta­

diums automatisch zu Abwicklern, sofern sie ihre Bestellung 
nicht ablehnen. lI) 
Nach ganz herrschender Meinung muss die Satzungsregelung 
die Abwickler namentlich benennen. Regelungen, die die Ge­
sellschaft von Besetzungsentscheidungen Dritter abhängig ma­
1) Dies mag auch darauf beruhen. dass viele Fonnularhandbücher die Liquida­

tion nicht efWJhnen. vgl. etwa Hoffmann·ßecking, in: Beck'sehes Formuldrbuch 

zum Bürgerlichen, Handels· und Wirtschaftsrecht. 6. Auf!.. 1995, S. 1225 n: 

1323 ff; Hö/tm, in: Münchener Vertragshandbuch, Bd. 1. Gesellschaftsrecht. 3. 

Aufl., 1992, S. 603 ff; Volhard JI.. a.• in: Hopt (Hrsg.J. Vertrags· und Formular· 

handbuch, 1995, S. 150 fr; Wahlm, Die Satzung der kleinen Aktiengesellschaft. 

1996. Am Rande behandelt wird die Liquidation bei Kanzkila, in: Kersten/Buh· 

ling (Hrsg.), Formularhandbuch und Prdxis der Freiwilligen Gerichtsbarkeit. 20. 

Aull.. 1994, § 153; ausfuhrlicher dagegen Happ. Aktienrecht. 1995, 13,01 Ir 

2) Die Liquid.tion der KGaA wird in einem weiteren Autsatz beschrieben, der 

denm;;chsl in dieser Zeitschrift erscheinen wird. 

3) VgL §262 AktG. Weitere Aullösungsgrunde linden sich in §39b AktG, §3 

Abs.• Satz 1 VereinsG, §38 KWG, §87 VAG und §§ 1 fLösche. Zur Streichung 

des Löschungsgesetzes und zur Neuregelung (Art. 47 EGlnsO, Gesetz vom 

5.10.1994, BGBI1,2911) in § 141. FGG; K S(h",idl. GmbHR 199-1,829. S30lr 

-1) Zu den Details des GIJubigerschutzes wJhrend der Llquid.nion vgl. K 

Schmidl, ZIP 1981. I. 

5) Hüfli-r. AktG. 3. Auf] .. 1997, §264 Rz. I; Kraft, in: Kölner Komm. z. Ab;tG. 2. 

AutL (Ug. Mai 1996). §264 Rz. 2; WitMm,Jnfl. ;n: Grogkomm. z. AktG. 3. Au/I.. 

1973. §264 Anm. L 

6) Kraji(Fußn. 5). §267 Rz. 2. 

7) Hii[!(r. in: Geßler/Hefennehl/Eckardt/Kropff. AktG. 1973 ff. §270 Rz. 4; 

Krtlji(Fußn. 5), §270 Rz. 4. 

8) GtßkrlHiiffir(Fußn. 7). §272 Rz. 3; Kraji(Fußn. 5), §272 Rz. 2. 

9) Bei Kreditinsti!Uten und Vmicherungen sind die §38 Abs. 2 KWG und §81 

Abs.2 Satz 1 VAG zu beachten. 

10) HoJiinann-Btckmg, in: Münchener Handbuch des Gesellsch.ftsrechts. Bd. -1, 

1988, §66 Rz. 3; Kraji (Fußn. 5), §265 Rz. 6; HiiJltr (Fußn. 5), §265 Rz. 4; Happ 

(Fußn.• ),13.01 Rz. 7. 

ll) Hl@'er(Fußn. 5). §265 Rz.4. 
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ehen, seien unzulässig. Dies gelte vor allem fur Bestimmun­
gen, mit denen die Auswahl der Abwickler dem Aufsichtsrat 
oder Dritten überlassen werde.l2) Es gelte aber auch fur eine 
Regelung, wonach als Abwickler der jeweilige Inhaber eines 
bestimmten Amtes (IHK-Geschäftsfuhrer, Landgerichtspräsi­
dent etc.) bestellt werde.13) 
Die herrschende Meinung überzeugt nur zum Teil. Es ist si­
cherlich richtig, Satzungsbestimmungen fur unzulässig zu hal­
ten, die das Recht zur Auswahl der Abwickler auf den Auf­
sichtsrat übertragen. Das Gesetz erklärt gerade deshalb die 
Hauptversammlung fur zuständig, weil das Interesse der Ak­
tionäre im Stadium der Liquidation auf einen möglichst ho­
hen Liquidationsüberschuss gerichtet ist und die Hauptver­
sammlung diesem Ziel der Aktionäre am ehesten verbunden 
ist.14) Eine Delegation der Auswahlentscheidung auf den Auf­
sichtsrat würde diese gesetzliche Wertentscheidung unterlau­
fen. Zudem sieht das Aktiengesetz die Zuständigkeitsbereiche 
der Organe als zwingend an. 15) Aus diesem Grund ist es auch 
zutreffend, eine Delegation auf Dritte zu untersagen. Ein wei­
terer Grund fur die restriktive Haltung des Gesetzgebers dürfte 
darin liegen, Verzögerungen bei der Ernennung der Abwickler 
zu vermeiden. Die Liquidation verträgt keinen ungewissen 
Schwebezustand. 
Wenn die herrschende Meinung aus diesem Verbot aber auch 
die Unzulässigkeit einer Satzungsregelung ableitet, wonach 
der jeweilige Inhaber eines Amtes zum Abwickler bestellt 
wird, geht sie zu weit. Dies zeigt ein Vergleich mit §265 
Abs.2 Satz 2 AktG. Dieser erlaubt die Bestellung juristischer 
Personen zu Liquidatoren. Faktisch werden damit die jeweili­
gen Organmitglieder der ernannten juristischen Person zu Ab­
wicklern. Diese Organmitglieder sind jedoch nicht von den 
Aktionären der aufgelösten AG, sondern von der Gesellschaf­
terversammlung der zurn Abwickler ernannten juristischen 
Person gewählt. 
Das Gesetz lässt fur diesen Fall ausdrücklich zu, dass sich die 
AG indirekt von Besetzungsentscheidungen Dritter abhängig 
macht. Erstreckt sich die Liquidation über einen längeren Zeit­
raum, kann es nämlich vorkommen, dass bei der als Liquida­
tor fungierenden juristischen Person ein Personalwechsel statt­
findet. Gleiches gilt fur den Fall, dass die AG die entsprechen­
de Satzungsbestimmung schon vor längerer Zeit in die Sat­
zung aufgenommen und in der nachfolgenden Zeit bis zur Li­
quidation ein Personalwechsel bei der juristischen Person statt­
gefunden hat. 
Diese Fälle indirekter Besetzung konnte der Gesetzgeber des­
halb bedenkenlos zulassen, weil kein ungewisser Schwebezu­
stand am Beginn der Liquidation droht. Auch sonstige Gefah­
ren bestehen nicht. Denn die Hauptversammlung kann alle 
Abwickler, die nicht gerichtlich bestellt sind, jederzeit durch 
einfachen Beschluss abberufen (§265 Abs. 5 Satz 1 AktG). 
Diese satzungsfeste Regelung erlaubt es den Aktionären, ihren 
Willen in jedem Fall durchzusetzen. Sofern die Aktionäre von 
ihrem Recht keinen Gebrauch machen, billigen sie damit kon­
kludent die jeweiligen Organmitglieder der juristischen Person 
als faktisch handelnde Liquidatoren. 
Entgegen der herrschenden Meinung folgt aus dem Verbot 
der Einflussnahme Dritter auf die Bestellung der Abwickler 
also nicht, dass die Satzung auch die als Liquidatoren Han­
delnden namentlich benennen muss. Sofern die Satzungsbe­
stimmung die Organisation benennt, deren Organe als Ab­
wickler fungieren sollen, wird damit die "Person" des Abwick­
lers ausreichend deutlich umschrieben; die später als Abwick­
ler handelnde Person ist bestimmbar. Diese Erwägungen las­
sen sich auf die Satzungsregelung übertragen, mit der der je­
weilige Inhaber eines bestimmten Amtes zum Abwickler er­
nannt wird. Eine solche Satzungsregelung ist deshalb als zuläs· 
sig anzusehen, zumal die Hauptversammlung "Herrin der Li­
quidatoren" ist und die auf Grund einer Satzungsregelung be­
stellten Abwickler im Bedarfsf.111 durch einfachen Beschluss 
abberufen kann. 
3. Die Vertretungsmacht der Abwickler 
Nach §269 AktG vertreten die Abwickler die Gesellschaft ge­
richtlich und außergerichtIich. Sind mehrere Abwickler be­
stellt, sieht §269 Abs. 2 AktG als gesetzlichen Rege/fall die Ge­
samtvertretung vor. Die Satzung oder die zuständige Stelle 
(Hauptversammlung nach §265 Abs.2 und 5 AktG oder Re­
gistergericht nach §265 Abs.3 AktG) können anderes bestim­
men. Der Satzungsspielraum bezieht sich nur auf die nicht ge­
richtlich bestellten Abwickler.l6l Die Satzung kann gemäß 
§269 Abs. 3 Satz 1 AktG Einzelvertretung oder die verschiede­
nen Formen der Gesamtvertretung (echte und unechte Ge­
samtvertretung) vorsehen.l7) Im Ergebnis entspricht der Rege­
lungsspielraum während der Liquidation damit dem einer wer­
benden Gesellschaft (vgl. §78 Abs. 3 Satz 1 AktG). 
Die Vertretungsregelung kann nicht nur in der Satzung, son­
dern auch durch die Hauptversammlung festgelegt werden. 
Der Beschluss der Hauptversammlung geht einer abweichen­
den Satzungsregelung vor. Dies ergibt sich aus dem in §265 
Abs.5 Satz 1 AktG zum Ausdruck kommenden Vorrang von 
Hauptversammlungsbeschlüssen in Bezug auf die Liquidato­
ren. Wenn schon die Hauptversammlung bei der Bestellung 
der Abwickler das Vorrecht vor der Satzung genießt, muss dies 
erst recht fur die Kompetenzen der Liquidatoren gelten. IR) 
Weiterhin kann der Aufsichtsrat zur Festlegung der Vertre­
tungsregelung ermächtigt werden. Die Ermächtigung erfolgt 
im Wege einer Satzungsregelung oder durch Beschluss der 
Hauptversammlung (§269 Abs. 3 Satz 2 AktG). Eine Ermäch­
tigung des Aufsichtsrats erweist sich immer dann als sinnvoll, 
wenn der Aktienbesitz breit gestreut ist und ein Beschluss der 
Hauptversammlung nicht ohne größeren Aufwand herbeige­
fUhrt werden kann. In der Praxis wird die Ermächtigung oft 
auch ad hoc erteilt werden, wenn sich die Hauptversammlung 
nicht auf eine Vertretungsregelung einigen kann. 
12) KG Of.GR K. ns RIA 4. 147, 14ft; KGI4q A 122, In n= RIA I~, 5J, 54; 
KTi!/i (l:uf'n. 5), §265 Rz. c; /Iiill;·r(l'ulsn. 5). §265 Rz. 4. . 

13) IVifll..",,,,,,, (Fußn. 5), §265 Anm. 3; Krttfi (Fußn. 5). §265 Rz. 6; lliiffrr 

(Fufln. 5), §265 Rz. 4; Godin/W'ilhrlmi, AktG. 4. Aufl., l<rJl, §265 Anm. 4. 

14) Grf<hll-lii/TtrlFußn. 7). §265 R7:. 2. 
15) IIII//rr (I'ul>ll. 5), § 2.\ Rz ..11>. 
16) Kff/fi(FußIl. 5), §26q RI.. 'I; Grßlrr1111i{krlFußn. 7). §26'1 Rz. 23. 
17) Gtf.(JtfIHIi/ftr(Fußn. 7). §269Rz. 20. 
t8) KraJi(Fufln. 5), §269 Rz. 8; Witdtmann(Fußn. 5), §269 Anm, 2. 
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4. Das Liquidationsverfahren 
4.1 Der Regelungsspielraum 
Den Abwicklem obliegt die Beendigung der laufenden Ge­
schäfte, die Einziehung aller Forderungen und die Umsetzung 
dts Gtsdbchaftswrmögens in Geld. Aus den vorh,lIldl'l1en 
und eingezogenen Mitteln sind alle der Gesellschaft bekann­
ten Forderungen zu befriedigen und Reserven zu bilden fUr 
noch nicht Hillige oder streitige Forderungen oder solche For­
derungen, bei denen der Gläubiger unbekannt ist. Die an­
schließende Verteilung des verbleibenden Gesellschaftsvermö­
gens darf nicht vor Ablauf des Sperrjahres (§ 272 AktG) erfol­
gen; nach Ablauf des Sperrjahres ist die Verteilung nur zuläs­
sig, soweit das Vermögen voraussichtlich nicht zur Gläubiger­

befriedigung benötigt wird: 9) 

Die §§ 268, 271 AktG regeln jedoch weder die Einzelheiten 

der Art der "Versilberung" des Gesellschaftsvermögens noch 
des Verteilungsverfahrens. Wollen die Aktionäre den Abwick­
lern Vorgaben machen, bieten sich zwei Wege an: 
(1) Die Hauptversammlung kann durch Beschluss mit ein­
facher Mehrheit Einzelheiten des Liquidationsverfahrens fest­
legen. 
(2) Da die gesetzliche Regelung ergänzungsbedürftig ist, kön­
nen die Gesellschafter die Lücke auch durch eine Regelung in 
der Satzung füllen20) (vgl. §23 Abs. 5 Satz 2 AktG).21) 
Maßstab solcher Vorgaben im Wege eines Hauptversamm­
lungsbeschlusses oder einer Satzungsregelung muss das Leit­
bild eines ordentlichen und gewissenhaften Abwicklers sein 
(§93 Abs.l Satz 1, §264 Abs.2 AktG). Sollen die Aktionäre 
einer ursprünglich gleichen Gattung bei der Verteilung un­
gleich behandelt werden, ist zudem die Zustimmung aller Be­
troffenen nötig.llJ 
Für eine Satzungsregelung kommen hauptsächlich die Berei­
che Aufruf und Feststellung der B'erechtigten, Kontrolle der 
Zahlungsvorgänge, Behandlung und Verjährung nicht geltend 
gemachter Forderungen sowie die Verwendung nicht vertei­
lungsfahiger Restbeträge (Spitzen) in Frage. Möglich sind Re­
gelungen, die statt des Verkaufs des GeseHschaftsvermögens 
dessen Teilung in Natu~3J oder dessen Versteigerung vorse­
hen. Überwiegend für zulässig gehalten wird auch ein Verzicht 
der Gesellschafter auf den Liquidationsüberschuss, etwa um 
diesen zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung zu ver­
wenden.2~' Auch können Sacheinlagen in natura zurückgege­
ben werden.25i 
Sofern die Satzung eine Regelung zum Liquidationsverfahren 
enthält, stellt sich die Frage, ob die Hauptversammlung sich 
über eine solche Regelung durch einen Beschluss mit einfa­
cher Mehrheit hinwegsetzen kann. Oben wurde festgestellt, 
dass in Bezug auf die Bestellung der Abwickler und deren Ver­
tretungsmacht durch einen Beschluss der Hauptversammlung 
eine entgegenstehende Satzungsregelung überspielt werden 
kann (vgl. §265 Abs. 5 Satz 1 AktG). Das Gesetz wertet also 
einen Beschluss nach § 265 Abs. 5 AktG nicht als Satzungsän­
derung.26J Grundlage dieser Wertung ist die Tatsache, dass die 
Aktionäre im Stadium der Liquidation eine größere Sachnähe 
haben als die ursprünglichen oder die späteren Aktionäre. Die­
ser Gesichtspunkt gilt umso mehr für das Verteilungsvertahren 
selbst, das die ursprünglichen Aktionäre bei der Gründung 
nicht absehen konnten. Die Aktionäre müssen im Verteilungs­
verfahren die aktuellen wirtschaftlichen Gegebenheiten be­
rücksichtigen. 
Der in §265 Abs.5 Satz 1 AktG festgelegte Vorrang gilt also 
auch hier entsprechend. Sieht also die Satzung eine Versteige­
rung oder eine Teilung in Natur vor und erweisen sich diese 
Vorgaben als nicht praktikabel, kann die Hauptversammlung 
eine Versilberung des Gesellschaftsvermögens beschließen, 
ohne dass deshalb die Satzung geändert werden müsste. 
Bestätigt wird dieses Ergebnis durch einen Vergleich mit §268 
AktG. Dort ist umstritten, ob die Abwickler bei Maßnahmen 
der Geschäftsruhrung der Weisung der Hauptversammlung 
unterliegen27) oder ob über §268 Abs.2 Satz 1 AktG auch 
§ 119 AktG anzuwenden ist, der Weisungen nur ausnahmswei­
se zulässt.28) Für ein Weisungsrecht spricht, dass der Haupt­
zweck der Gesellschaft während der Liquidation nicht mehr in 
der Verfolgung untemehmerischer Ziele besteht, sondern in 
der Abwicklung der Gesellschaft 29l, und dass deshalb die ratio 
des § 119 AktG nicht einschlägig ist. Selbst die Befürworter 
der Anwendung von § 119 Abs. 1 AktG (grundsätzlicher Aus­
schluss von Weisungen) erlauben der Hauptversammlung 
Weisungen in Bezug auf die Art der Verwertung und Vertei­
19) GejlkrlHüff" (Fußn. 7), §264 Rz. 54. 

20) BrändeI, in: Großkomm. z. AktG, 4. Aufl., 1992 ff, § 11 Rz. 35; GeßkrlHiiffir 

(Fußn. 7), §268 Rz. 18, §271 Rz. 10; Hiiffir (Fußn. 5l, §271 Rz. 4; Wiednnann 

(Fußn. 5), §271 Anm. I; im Ergebnis wohl auch Kraft (Fußn. 5), §268 Rz. 5,7, 

§271 Rz. 6. 

21) Bestätigt wird dieses Ergebnis durch die Materialien. §244a ADHGB be­

stimmte, dass die Vorschriften fur die Liquidation der OHG auf die AG anzu­

wenden sind. Mit dem HGB von 1897 hat man die bei der KGaA schon bestehen­
den Gläubigerschutzbestimmungen aufdie AG ausgedehnt, das Recht der OHG 
blieb jedoch subsidiär anwendbar, so dass in Bezug aufdas Veneilungsverfahren 
(§300 HGB) eine weit reichende Satzungsautonomie bestand, vgl. Staub, HGB. 
6.17. Aull., 1900, § 300 Anm. I ff. Der Aktienrechtsgesetzgeber von 1937 und 
1965 hat hieran nichts geändert. 

22) RGZ 62, 56, 60 f; Kraji (Fußn. 5), §268 Rz. 7, §271 Rz. 6; Wirdnnann 

(Fußn. 5). §271 Anm. I; ähnlich GK-Brändtl (Fußn. 20), § 11 Rz. 35 (Zustim­

mungsbedürltigkeit abhängig von der Intensität des EingnHs). 

23) RGZ 62, 56, 58 f; RGZ 124, rJ9, 300; Witdnnann (Fußn. 5), §268 Anm. 5. 

§271 Anm. 2; Kraji (Fußn. 5), §268 Rz. 7; BaumbachIHu(ck, AktG, 13. Aull., 

1968. §268 Rz. 5, §271 Rz. 3; GodinIWilhelmi(FuBn.13). §268 Anm. 4, §271 

Anm. 2;}. H. Geßkr, AktG, Loseblatt, §271 Rz. 22; Wimpjhelmer, Die Gesellscha!: 

ten des Handelsrechts und bürgerlichen Rechts im Stadium der Liquidation, 

1908, S. 22 f; a. A. GeßlerlHüffir (Fußn. 7), § 268 Rz. 19 I; § 271 Rz 4; Schl.t&dbrr­

gtTlQ1iassowski, AktG. 3. Autl., 1939, §209 Anm. 7. 

24) RGZ 7, 68, 70; RGZ 62, 56, 58; GK-Brändef (Fußn. 20), § 11 Rz. 35; Baum 

btUhlHurrk (Fußn. 23), §271 Rz. 2; Kraft (Fußn. 5). §271 Rz. Hund § 11 Rz. 31, 

40.42; Wi,dnnann (Fugn. 5), §271 Anm. I; GodmlWllhdmi (Fußn 13). §171 

Anm. 2; wohlduch Eckardt. in: Geßler/HefermehllEckardt/Kropfl; AktG. 1973 

t( § 11 Rz. 44; teilweise a.A. GdlkrlHüffir (Fußn. 7). §27\ Rz. 5 f; Hut/ir 

(Ful~n. 5), §271 Rz. 2. 

25) Kraft (Fußn. 5), §271 Rz. 6; BaumbachlHl«ck (Fußn. 23), §271 Rz. 3; a.A. 
GodinlWllhdmi (Fußn. 13), §271 Anm. 2. 

26) Happ (Fußn. I), 13.01 Rz. 7. Nicht möglich ist es dagegen, die Regelung als 

erlaubte Satzungsdurchbrechung oder als Satzungsänderung mit einfacher Mehr­

heit zu bcgrciten. da § 265 Abs. 5 AktG gerade nicht die Einhaltung der sonstil.'cn 

Fomlalien einer Satzungsänderung verlangt. 

27) W,tdnnann (Fußn. 5), §268 Anm. 5; BaumbachIHu(ck(Pußn. 23), §268 Rz. 9; 

Schk&tfber&erIQ1iassowski (Fulln. 23), §209 Anm.14, 16. 

28) So etwa HoJfmartn-Beckin& (Fußn. 10), §66 Rz. 8; GeßkrlHiiffir (Fußn. 7). 

§268 Rz. 29; Kraft (Fußn. 5), §268 Rz. 4; GodinlWilhflml (Fußn. 13), §268 

Anm. 7; Riller, AktG, 1937, §209 Anm. 4. 

29) Ocr Eintriu in das Aullösungsstadium fuhrt dazu, dass der Gesellschalis­

zweck vom Liquidationszweck überlagert (so die neuere Ansicht) oder verdrängt 

(so die bislang h. M.) wird; vgl. dazu umfassend T. Mrytr, Liquidatorenkompeten­

zen und Gesellschafterkompetenzen in der aufgelösten GmbH, 1996, 5. 24 ff; 

}. Paura, Liquidation und Liquidationspllichten, Diss. Hamburg, 1996, S. 19 n; 

jeweils m. w. N. zu heiden Ansichten. 
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lung,30) da diese Bereiche nicht mehr der Geschäftsfiihrung zu­
gerechnet werden. Doch selbst wenn man diese Einschrän­
kung des Begriffs der Geschäftsfuhrung nicht teilt, ist zu be­
rücksichtigen, dass die Hauptversammlung bestimmten Arten 
der VelWertung (Veräußerung des Unternehmens, Ausgliede­
rung etc.ll ») ohnehin zustimmen muss; grundlegende Be­
schlüsse im Sinne der "Holzmüller"-Entscheidung32} bedürfen 
der Zustimmung der Hauptversammlung. Im Ergebnis ist da­
her festzustellen, dass der Hauptversammlung im Stadium der 
Liquidation ein Weisungs- und Letztentscheidungsrecht 
durch Beschluss mit einfacher Mehrheit zukommt. Allerdings 
sei nochmals betont, dass die insoweit bestehende Macht der 
Hauptversammlung nicht grenzenlos ist. Alle Beschlüsse, die 
zu einer Ungleichbehandlung der Aktionäre führen oder in 
Sonderrechte einzelner Aktionärel Aktionärsgruppen eingrei­
fen, bedürfen der Zustimmung der Betroffenen.3.~) 
Die Zahl denkbarer Gestaltungen des Verteilungsverfährens ist 
- wie oben gezeigt - recht groß. Da sie jedoch stark von den 
Verhältnissen der jeweiligen AG (Unternehmensgröße, Streu­
ung des Aktienbesitzes ete.) abhängen, kann an dieser Stelle 
keine detailliertere Beschreibung erfolgen.34) Es wird im Fol­
genden daher aus den genannten Gestaltungsvarianten nur 
der fur Aktiengesellschaften jeder Größe bedeutende Aspekt 
der Ve~ährung und des Ausschlusses der Aktionärsansprüche 
herausgegriffen. 
4.2 Verjährung und Ausschluss des Anspruchs 
auf den Liquidationsüberschuss 
Der Anspruch auf den Abwicklungsüberschuss unterliegt der 
regelmäßigen Verjährung von 30Jahren (§ 195 BGB). Die Frist 
beginnt mit Entstehung des Anspruchs. Dies ist dann der Fall, 
wenn er geltend gemacht und notfalls eingeklagt werden 
kann,35) also sobald die Verteilungsvoraussetzungen (§272 
AktG, insbesondere Ablauf des Sperrjahres, Befriedigung der 
Gläubiger, Bezifferung des Überschusses und der Verteilungs­
quoten durch die Abwickler'6») eingetreten sind. Die regelmä­
ßige Verjährung kann durch Satzungsbestimmung abbedun­
gen und durch eine kürzere Frist ersetzt werden (§ 225 
BGB).37l Dabei darf die Frist nicht so kurz sein, dass der An­
spruch faktisch vereitelt wird. Die Rechtsprechung hat runf 
Jahre als ausreichend angesehen.38) 
Parallel zu den Verjährungsvorschriften gilt nach ganz herr­
schender Meinung bei Inhaberaktien die fur Schuldverschrei­
bungen geltende Ausschlussfrist des §801 Abs.l BGB:\9) 
Nach dieser Norm erlischt der Anspruch auf den Anteil am 
Liquidationsüberschuss dann, wenn er 30 Jahre nicht erhoben 
wird. Ist der Anspruch durch Vorlage der Aktienurkunde oder 
l-linterlegungsbescheinigung erhoben worden, wird die Aus­
schlussfnst unterbrochen.4Q) Der Anspruch unterliegt dann ei­
ner zweijährigen Verjährungsfrist, falls er nicht weiterverfolgt 
wird. Die Verteilung kann daher im Extremfall erst nach 32 
Jahren abgeschlossen werden. Auch in Bezug auf die 30-jähri­
ge Ausschlussfrist ist eine Verkürzung durch Satzungsbestim­
mung möglich,411wobei die Frist nicht zu kurz bemessen sein 
darf. Ein Zeitraum von runfJahren ist angemessen.42) 
5. Der Fortsetzungsbeschluss 
§274 AktG sieht die Fortsetzung der Gesellschaft vor, sofern 
die Hauptversammlung ihr zustimmt, mit der Verteilung des 
Gesellschaftsvermögens noch nicht begonnen wurde und der 
Beschluss in das Handelsregister eingetragen ist. Der Beschluss 
bedarf einer Mehrheit von 3/4 des bei der Beschlussfassung 
vertretenen Grundkapitals. Die Satzung kann eine größere 
Mehrheit und weitere Erfordernisse vorsehen, also zum Bei­
spiel Einstimmigkeit. Unzulässig ist es dagegen, die Fortset­
zung der Gesellschaft schon in der Satzung gänzlich auszu­
schließen.43) Denn §274 Abs.l Satz 3 AktG erlaubt nur Er­
schwerungen des Fortsetzungsbeschlusses, nicht aber den Aus­
schluss der Fortsetzung. Sieht die Satzung Einstimmigkeit vor, 
bedeutet dies oft einen faktischen Ausschluss der Fortsetzung 
der Gesellschaft. Gelingt es jedoch, den einstimmigen Be­
schluss herbeizufuhren, spricht nichts gegen die Fortsetzung 
der Gesellschaft; der Wille der ursprünglichen Gründer kann 
nicht den Willen der heutigen Aktionäre überlagern, da ein 
Fortsetzungsbeschluss auf den aktuellen wirtschaftlichen Ge­
gebenheiten fuGt. Die Möglichkeit, schon vor Auflösung der 
Gesellschaft deren spätere Fortsetzung generell auszuschlie­
ßen, ist nach dem Wortlaut und Sinn der Norm damit un­
zulässig. 
III. Sinn möglicher Satzungsregelungen zur Liquidation 
Die Ausfuhrungen zur Reichweite der Satzungsautonomie ha­
ben gezeigt, dass einige Bereiche, die vor allem das Innenver­
hältnis der Gesellschafter betreffen, der Disposition der Aktio­
näre unterliegen. Gleichzeitig wurde deutlich, dass der Haupt­
versammlung das Recht zusteht, sich durch mit einfacher 
Mehrheit gefassten Beschluss über die Satzungsregelungen 
hinwegzusetzen, die die Person des Abwicklers, seine Vertre­
tungsmacht oder das Verteilungsverfahren betreffen. Ange­
sichts dieses in bestimmten Bereichen bestehenden Vorrechts 
stellt sich die Frage nach dem Sinn möglicher Satzungsrege­
lungen zur Liquidation. Bei der Beantwortung sind zwei Teil­
komplexe zu unterscheiden. 




31) GtßJtrlHiiffir (Fußn. 7). §268 Rz. 5 ff; umfassend dazu Mrytr (Fußn. 29), 

S. 39 f( 

32) BGHZ 83, \22 = ZIP \982,568. 

33) Vgl. Fußn. 22. 





35) BGHZ 55, 340, 34 \. 

36) Vgl. GrHIaIHü{ftr(Fußn. 7), §27\ Rz. 3,9,15 m. w. N.; Kraft (Fußn. 5), §271 





37) RGZ 7, 32; KG JW 1937, 2979f (zur GmbH); Witdrmann (Fußn. 5), §27\ 





39) Wirdrmann (Fußn. 5), §271 Anm 2; Grßl".IHiiffir (Fußn. 7), §271 Rz. 16; 

Hit{ftr (Fußn. 5), §271 Rz. 5; Kraft (Fußn. 5). §27\ Rz. 22; Baltmbacbl/{lt(ck 

(Fußn. 23), §271 Rz. 2; a.A. GodinIWilhdmi(Fußn.13). §271 Anm. 5. 

40) Grj.<I".IHiijfrr(Fußn. 7), §271 Rz.16. 

41) RGZ 7, 32; KG JW 1937, 2979f(zur GmbH); Gr/UtrlHiijfrr (Fußn. 7), §271 

Rz. 16; Hiiffir (Fußn. 5), §271 Rz. 5; Kraft (Fußn. 5), §271 Rz. 22; Brhrmd. 

Gmchot 69 (1928),544,549. 

42) RGZ 7, 32, 33. 

43) GrßlrrIHiijfrr(Fußn. 7), §274 Rz. 5; Kraji(Fußn. 5), §274 Rz. 18: a.A. If'i,dr· 

mann (Fußn. 5), §274 Anm. 4. 
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(l) Zunächst ist festzuhalten, dass der Vorrang des Hauptver­
sammlungsbeschlusses vor der Satzung nicht alle Bereiche der 
Liquidation betrifft. Damit ist die Hauptversammlung bei 
sonstigen Entscheidungen im Rahmen der Liquidation (zum 
Beispiel Fortsetzungsbeschlüsse) an die Satzung gebunden 
und kann diese Bindung nur im beschwerlicheren Wege der 
Satzungsänderung beseitigen. Insoweit machen Satzungsrege­
IUI1ßcn also durlhJu~ Sinn. 
(2) Soweit der Vorrang des Hauptversammlungsbeschlusses 
vor der Satzung besteht, ist zu diHerenzieren: Die Existenz 
des Vorrangs bedeutet nicht automatisch, dass die Hauptver­
sammlung auch davon Gebrauch macht, so dass Satzungsrege­
lungen also keineswegs von vomherein überflüssig sind. Des 
Weiteren ist zu beachten, dass die Hauptversammlung mit ei­
nem Beschluss weder den Grundsatz der Gleichbehandlung 
verletzen darf noch Sonderrechte einzelner Aktionäre entzie­
hen kann, ohne dass die Betroffenen zustimmen. Soweit also 
im Verteilungsverfahren einzelnen Aktionären Sonderrechte 
gewährt werden (zum Beispiel Rückgewähr einer Sacheinlage 
in Natur), greift der Vorrang des Hauptversammlungsbe­
schlusses nur ein, wenn die Zustimmung des Betroffenen vor­
liegt. 
Im Ergebnis sind Satzungsregelungen zur Liquidation also 
durchaus sinnvoll, da sie in der Mehrzahl der Fälle schon rein 
faktisch Bestand haben werden. Zudem unterliegt der Vorrang 
beim Verteilungsverfahren rechtlichen Schranken. 
IV. Zusammenfassung 
1. Zusammenfassend lässt sich damit feststellen, dass trotz 
des im Aktienrecht geltenden Grundsatzes der Satzungsstren­
ge weit reichende Möglichkeiten fur Satzungsregelungen 111 
Bezug aufdie Liquidation einer AG bestehen. 
2. Die Liquidation der AG erfolgt in zwei Phasen (Gläubiger­
befriedigung und anschließende Verteilung des Überschusses). 
In Phase 1 sind folgende Satzungsregelungen über die Liquida­
tion zulässig: 
Die Satzung kann Regelungen in Bezug auf die Person der 
Abwickler enthalten. Im Gegensatz zur herrschenden Mei­
nung sind Regelungen zulässig, wonach der jeweilige Inhaber 
eines Amtes zum Abwickler bestellt wird. Die Satzung kann 
die Vertretungsmacht der Abwickler regeln. Die Hauptver­
sammlung kann allerdings die Bestellung und Vertretungs­
macht der Abwickler durch einfachen Beschluss jederzeit än­
dern. Ihr Beschluss hat damit faktisch Vorrang vor einer Sat­
zungsregelung. 
- Die Satzung kann die Mehrheitserfordemisse fur den Fort­
setzungsbeschluss verschärfen, die Fortsetzung aber nicht ge­
nerell ausschließen. 
In Phase 2 sind, da der Gläubigerschutz nicht mehr im Vor­
dergrund steht, weiter reichende Regelungen zulässig: 
- Da das Gesetz keine Einzelheiten der Umsetzung des Ge­
seIlschaftsvermögens in Geld und des Verteilungsverfahrens 
regelt, kalln dies in der Satzung oder durch H.luptvers.lmm­
lungsbeschluss erfolgen. Der in §265 Abs. 5 Satz 1 AktG gere­
gelte Vorrang von Hauptversammlungsbeschlüssen vor Sat­
zungsregelungen gilt analog. Allerdings ist zu beachten, dass 
Beschlüsse, die zu einer Ungleichbehandlung der Aktionäre 
fuhren oder in Sonderrechte einzelner Aktionärel Aktionärs­
gruppen eingreifen, der Zustimmung der Betroffenen be­
dürfen. 
- Die Fristen für die Verjährung und den Ausschluss des An­
spruchs auf den Liquidationsüberschuss lassen sich verkürzen, 
wobei die Frist nicht so kurz bemessen sein darf, dass das 
Recht des Aktionärs faktisch ausgeschlossen wird. 
